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Variable Wohnbaudarlehen zu Wucherzinsen?

Raiffeisenkasse aus dem Burggrafenamt unter Wucherverdacht
Im Zuge einer der vielen Überprüfungen von Darlehen ist uns dieser Tage ein klarer Fall von Wucher untergekommen. Eine Raiffeisenkasse des Burggrafenamtes kassiert Wucherzinsen auf ein Wohnbaudarlehen mit variablem Zinssatz. Dieser Fall ist äußerst schwerwiegend, tritt er doch zu einem Zeitpunkt auf, in welchem das Gesetz über den Wucher bereits in Kraft ist. Aus diesem Grunde gibt es auch keine Rechtfertigung für das Vorgehen der Bank. Dieser Fall ist auch im nationalen Kontext einzigartig. 

Darlehensnehmer, welche eine Landesförderung für den Umbau ihres Hauses erhalten haben, werden aufgefordert, ihre Verträge überprüfen zu lassen.

Das Darlehen, welches von besagter Raiffeisenkasse gewährt wurde, betrifft die Finanzierung einer geförderten Renovierung, laut Art. 14 des Landesgesetzes vom 20/9/85. In diesen Fällen wird die Förderung direkt vom Darlehensnehmer einkassiert. Die Raiffeisenkasse macht nun geltend, dass  der Darlehensnehmer vom Wucher nicht betroffen ist, weil das Geld vom Land stammt. Tatsächlich handelte es sich um ein festverzinstes Darlehen, das allerdings nachträglich von der Bank so abgeändert wurde, dass die Bank den Zinssatz und die Raten jederzeit  verändern konnte.

Uns bleibt der Zweifel, ob es sich um einen Einzelfall handelt, oder ob es andere, gleichlautende Verträge gibt. Immerhin sind ca. 2000 Verträge für geförderte Wohnbaudarlehen des Landes über die Raiffeisenkassen abgeschlossen worden. Wurde wirklich nur ein einziger Vertrag in einer einzigen Raika auf diese Weise abgeschlossen? 

Ist es nicht vielmehr so, dass diese Art von Verträgen vom Verband abgesegnet werden? 

Müssen wir also davon ausgehen, dass es noch viele weitere solcher Verträge gibt, auch außerhalb der besagten Raika im Burggrafenamt?

Abschließend noch eine Anmerkung:

Wir haben es immer wieder angeprangert und wiederholen es noch einmal: das Landesgesetz über die Wiederverhandlung der Wohnbaudarlehen des Landes war ein Mißgriff. Nur 30 % der Darlehensnehmer konnte das Gesetz nützen, der Rest hat verzichtet, aus Angst, das Anrecht auf das Darlehen zu verlieren und leer auszugehen. 

Verdient haben die Banken, indem sie die vollen Zinsen einkassiert haben.

In dem jetzt von uns aufgedeckten Fall ist das Land nicht verwickelt, weil es sich bei besagtem Darlehen um eines mit variablem Zinssatz handelt und für dieses keine Wiederverhandlung möglich ist. Dennoch wiederholen wir unsere Kritik an diesem Gesetz, und an dessen Anwendung in Südtirol, vor allem angesichts der erfolgreichen Umsetzung in Trient und in anderen Regionen Italiens.

